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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 19.05.2019
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Innere Sicherheit

Nach einem langen und emotionalen Abstimmungskampf nahm die Schweizer
Stimmbevolkerung am 19. Mai 2019 die Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie
mit 63.7 Prozent Ja-Stimmen deutlich an. Die Stimmbeteiligung lag bei 43.9 Prozent.
Ausser im Tessin (45.5% Ja) Uberwog die Zustimmung in allen Kantonen. Am héchsten
fiel sie in Basel-Stadt mit 75 Prozent Ja-Stimmen aus, gefolgt von den drei
Westschweizer Kantonen Genf, Neuenburg und Waadt sowie dem Kanton Zirich mit
jeweils Uber 70 Prozent. Gesamtschweizerisch zeigte sich ein klarer Stadt-Land- oder
Zentrum-Peripherie-Graben, wobei die Zustimmung in den stadtischen Zentren am
hochsten und - nebst dem Tessin - in den landlichen Regionen wie dem Berner
Oberland, der Innerschweiz und den Blindner Stdtéalern am niedrigsten ausfiel.
Vertreterinnen und Vertreter der Beflurworterseite werteten das Ergebnis in der Presse
als positives Signal fur die Beziehungen der Schweiz zur EU und blickten zuversichtlich
in Richtung der anstehenden europapolitischen Entscheidungen Uber die
Begrenzungsinitiative sowie Uber das institutionelle Rahmenabkommen mit der EU.
Demgegenulber sah das unterlegene Nein-Lager im Resultat kein Ja zu Europa, sondern
schopfte daraus neuen Elan flr den Kampf gegen die Personenfreizigigkeit und das
Rahmenabkommen. «Solche angstgetriebenen Abstimmungsergebnisse wéren kinftig
die Regel, falls der Bundesrat das Rahmenabkommen mit der EU unterschreibt»,
zitierte beispielsweise die Aargauer Zeitung eine Mitteilung der SVP. Die Gesellschaft
fur ein freiheitliches Waffenrecht ProTell, die an vorderster Front gegen die
Anderungen im Waffenrecht gekampft hatte, liess derweil verlauten, man werde die
Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie nun sehr genau Uberwachen und den Bundesrat an
seinen Versprechungen messen, die er im Abstimmungskampf gemacht habe.

Der Ausgang der Abstimmung wurde sowohl von der Beflrworter- als auch von der
Gegnerseite zu einem grossen Teil der neuen Justizministerin Karin Keller-Sutter
zugeschrieben. Sie habe mit ihrer Glaubwdirdigkeit als ehemalige Polizeidirektorin eines
Grenzkantons die Unentschlossenen Uberzeugt, lobte sie etwa der Waadtlander FDP-
Nationalrat Laurent Wehrli in der «Tribune de Geneve». Auch der Walliser SVP-
Nationalrat und Interimsprasident von ProTell Jean-Luc Addor bezeichnete die
Ubernahme des EJPD durch Karin Keller-Sutter gegeniiber der gleichen Zeitung als
«Schlisselmoment» in der Kampagne, weil die St. Gallerin - im Gegensatz zu ihrer
Vorgangerin und «historischen Waffengegnerin» Simonetta Sommaruga - im Dossier als
glaubwurdig wahrgenommen worden sei. Die neue Bundesréatin bestand ihre Feuertaufe
vor dem Stimmvolk offensichtlich mit Bravour.

Abstimmung vom 19. Mai 2019

Beteiligung: 43.9%
Ja: 1'501'880 (63.7%)
Nein: 8564'274 (36.3%)

Parolen:

- Ja: BDP, CVP, EVP, FDP (Jungfreisinnige: 3*), GLP, GP, KVP, SP; KdK, Economiesuisse,
SAV, SGV, SGB, Travail.Suisse, Gastrosuisse, Hotelleriesuisse, SBLV

- Nein: EDU, FP, SD, SVP; IGS, SOG, Schweizerischer Unteroffiziersverband, Jagd
Schweiz, ProTell, SBV

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen''
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ANDERES
DATUM: 31.12.2019
MARC BUHLMANN

Institutionen und Volksrechte
Regierungspolitik

Auch 2019 trafen sich die Spitzen der vier Regierungsparteien, um im Rahmen der von-
Wattenwyl-Gesprache mit dem Bundesprédsidenten und einer Delegation des
Bundesrats Uber wichtige anstehende Geschafte zu diskutieren. Die Regierung nutzt
diese vier mal pro Jahr im von-Wattenwyl-Haus in Bern stattfindenden Gesprache, um
Uber zentrale Anliegen zu informieren und mit den Parteien Uber mogliche
Lésungsansatze zu verhandeln.

Mitte Februar, kurz vor der Frihjahrssession, diskutierten Guy Parmelin, Ignazio Cassis,
der aktuelle Bundesprasident Ueli Maurer sowie Bundeskanzler Walter Thurnherr mit
den Parteien Uber die Europapolitik und die wirtschaftliche Entwicklung.
Aussenminister lIgnazio Cassis informierte Uber den Stand des institutionellen
Rahmenabkommens mit der EU und Uber das Vorgehen beim UNO-Migrationspakt.
Diskutiert wurde weiter Uber die Auswirkungen des Brexit auf die Schweiz. Neo-
Wirtschaftsminister Guy Parmelin orientierte Uber die Konjunkturlage und Ulber die
geplanten Gesprache Uber ein Freihandelsabkommen mit den USA. Im Weiteren
kritisierten die Parteien, dass der Bundesrat mit seiner Weigerung, eine unabhangige
Behorde einzusetzen, die Regulierungsfolgenabschatzungen bei neuen Gesetzen
vornehmen soll, verschiedene Motionen nicht vollstandig umsetze.

Um Uber die Beschaffung der neuen Kampfflugzeuge zu diskutieren, nahm die neue
Vorsteherin des VBS, Viola Amherd, erstmals als Bundesratin an den von-Wattenwyl-
Gesprachen teil. Sie flhrte aus, dass der Kauf der Flugzeuge, nicht aber des ebenfalls zu
beschaffenden Systems fur  eine bodengestutzte Luftverteidigung  als
referendumsféhiger Planungsbeschluss vorgelegt werden soll. Neben Amherd, dem
Bundesprasidenten und dem Bundeskanzler war auch Simonetta Sommaruga bei den
Gesprachen zugegen. Die Neo-Energieministerin informierte Uber die Entwicklungen in
der Klimapolitik, da das Parlament in der anstehenden Sommersession auch Uber das
CO2-Gesetz debattieren wird. Finanzminister Ueli Maurer berichtete zudem Uber den
Stand der Bundesfinanzen. Man habe ein finanzpolitisches Ausnahmejahrzehnt hinter
sich. Die Parteien wunschten schliesslich auch eine Information zur aktuellen
Europapolitik.

Das Europadossier war dann auch wieder Gegenstand der Klausur im Vorfeld der
Herbstsession Ende August, bei der der Bundesrat in corpore teilnahm. Ignazio Cassis
informierte Uber die innenpolitische Diskussion, die zu den noch offenen Punkten im
Rahmenabkommen angestossen worden sei. Guy Parmelin sprach zu den
Freihandelsverhandlungen mit den Mercosur-Staaten. Diskutiert wurde zudem Uber die
Probleme mit sogenanntem «Soft Law». Schliesslich legten die einzelnen
Departementsvorsteherinnen und -vorsteher ihre strategischen Ziele im Rahmen der
Legislaturplanung 2019-2023 dar. Die Parteien betonten dabei die Bedeutung der
Digitalisierung.

Mitte November - also nach den eidgendssischen Wahlen und vor der ersten Session
der 51. Legislatur - diskutierten die Beteiligten Politikspitzen Uber die prognostizierte
konjunkturelle Abschwéachung. Im Rahmen der Diskussionen rund um die Europapolitik
kam erneut der Brexit und die so genannte «Mind the gap»-Strategie zur Sprache: Die
Schweiz hat sich frih mit Hilfe von bilateralen Abkommen mit Grossbritannien auf
mogliche Szenarien vorbereitet. Debattiert wurde zudem auch der Fall «Pilatus» bzw.
der Entscheid des EDA, dass die Unterstitzung der Regime von Saudi-Arabien und den
Vereinigten Arabischen Emiraten durch die Pilatus Werke einzustellen sei. ?
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POSTULAT
DATUM: 05.03.2019
NIKLAUS BIERI

POSTULAT
DATUM: 05.03.2019
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 19.09.2019
NIKLAUS BIERI

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Ein Postulat der Griinliberalen Fraktion verlangte vom Bundesrat, die Auswirkungen von
Fahrassistenzsystemen auf die Verkehrssicherheit zu prifen. Der Bund solle
wissenschaftlich erheben, welche Fahrassistenzsysteme in welcher Art zu mehr
Verkehrssicherheit fuhren kénnten und welche Ressourcen und gesetzlichen
Anpassungen allenfalls notwendig seien, um die Verkehrssicherheit dank
Fahrassistenzsystemen optimal zu erhéhen. Im Plenum wurde keine Kritik vorgebracht,
Nationalrat Burkart (fdp, AG), der das Postulat bekdmpft hatte, war nicht im Saal.
Bundesratin Sommaruga zeigte sich bereit, ein entsprechendes Forschungsprojekt
aufzunehmen, und bat den Rat um Annahme des Postulats. Die geschlossene Ablehnung
durch die Fraktionen von SVP und FDP sowie einer grossen Mehrheit der CVP-Fraktion
fuhrte jedoch zur Ablehnung des Postulats mit 119 zu 69 Stimmen (keine Enthaltungen). *

Mit ihrem Postulat «Mobilitdt 4.0 fiir mehr Mobilitat> wollte die Fraktion der
Grunliberalen Partei den Bundesrat beauftragen, in einem Bericht die Entwicklung der
sogenannten «Mobilitat 4.0» mit den grossen Investitionen in die Strasseninfrastruktur
zu vergleichen. Unter Mobilitat 4.0 versteht die Fraktion einerseits den systematischen
Einsatz von Informationstechnologien zur Optimierung der Nutzung von Infrastruktur,
andererseits aber auch die vernetzte Mobilitat (Carsharing, Fahrgemeinschaften). Die
Fraktion fuhrte aus, diese neuen Ansatze mussten geprift werden, bevor langwierige
und teure Investitionen wie etwa der Dreispurausbau der Nationalstrasse zwischen
Genf und Lausanne in Angriff ggnommen wirden. Der Bundesrat beantragte im Februar
2018 die Annahme des Postulats. Das Geschaft wurde im Nationalrat im Marz wie auch
im September 2018 bekampft und verschoben. Im Marz 2019 debattierte schliesslich
der Nationalrat dartiber. Wahrend fir die GLP-Fraktion Nationalrdtin Chevalley (glp, VD)
das Anliegen empfahl, begrindete der Genfer Nationalrat Nidegger (svp, GE), weshalb
das Postulat bislang bekampft worden war. Er bezeichnete den Ausbau der
Nationalstrasse zwischen Genf und Lausanne als dringende Notwendigkeit, alles andere
sei einfach nicht serids, sei Verzogerungstaktik und «Science-Fiction». Bundesratin
Sommaruga hielt fest, dass es nicht darum gehe, entweder die Infrastruktur auszubauen
oder digitale Mittel einzusetzen. Vielmehr empfehle sich, beides zu tun. Sie sehe nicht,
was man gegen die Mittel der Mobilitat 4.0 haben kénne, sprach Sommaruga die
ablehnenden Ratsmitglieder an. Diese behielten in der Abstimmung aber deutlich die
Oberhand: Mit 115 zu 71 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) wurde das Postulat abgelehnt. *

Die Polizei muss wissen, welchen Personen der Fiihrerausweis entzogen wurde,
befand Bernhard Guhl (bdp, AG). Er hatte 2017 eine Motion eingereicht, welche
sicherstellen sollte, dass die Polizei auch nach einer Inkraftsetzung von Artikel 8%g
Absatz 4 des Strassenverkehrsgesetzes (Anderung im Rahmen der Via sicura, noch nicht
in Kraft) informiert sei Uber die Entzlge von Fihrer- und Lernfahrausweisen. Im
revidierten Strassenverkehrsgesetz soll die Datenhoheit beim ASTRA liegen, gemass
dem genannten Artikel 89g sollen Polizeikorps nur noch Daten von Fahrzeughaltern mit
unbefristetem Entzug der Fahrerlaubnis zur Verflgung gestellt werden. Der Motionar
sah diese Regelung als unnoétige Einschrankung und Behinderung der Polizeiarbeit an.
Der Bundesrat hielt in seiner Stellungnahme fest, dass die Polizei bei der Kontrolle von
Fahrerinnen und Fahrern via Fahndungssystem Ripol weiterhin Uber die Information
verfligen wird, ob bei der kontrollierten Person ein Flhrerausweisentzug vorliegt. Die
Motion wolle die Daten von Ausweisentziigen auch bei unbemannten, automatisierten
Kontrollen verflgbar machen. Da dort die Kontrolle aber nicht Uber die fahrende
Person stattfindet, sondern Uber das Fahrzeug, kénnten jedoch auch Personen ins
Visier der Polizei geraten, die ganz reguléar ein Fahrzeug lenkten: Drittpersonen, die ein
Fahrzeug lenken, dessen Halterin oder Halter der Ausweis entzogen worden war. Der
Bundesrat empfahl deswegen die Ablehnung der Motion.

Im September 2019 behandelte der Nationalrat die Motion und stimmte ihr trotz
mahnender Worte von Bundesratin Sommaruga mit 130 zu 52 Stimmen (1 Enthaltung)
zu.®
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 07.03.2019
NIKLAUS BIERI

POSTULAT
DATUM: 04.06.2019
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 04.06.2019
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 10.09.2019
NIKLAUS BIERI

Post und Telekommunikation

Zwei Tage nachdem der Nationalrat darliber debattiert hatte, kam die Revision des
Fernmeldegesetzes zurlick in den Standerat, wo es um die Bereinigung der letzten
Differenzen ging.

Bei zwei Differenzen - der Netzneutralitdt und der Finanzierung von Anschlissen -
lenkte die kleine Kammer ein und Ubernahm die Versionen des Nationalrates. Kinftig
sollen Fernmeldedienstanbieterinnen Angebote von Spezialdiensten flexibel gestalten
kénnen, sofern dies die Qualitdt der Internetverbindung nicht verschlechtert.
Liegenschaftseigentimerinnen und -eigentimer mdissen die Installation weiterer
Anschlisse neu auch dulden, wenn die Anbieter die Kosten daflr tragen. Neben drei
Differenzen, die technische Details betrafen, blieb auch die Befreiung der
Blaulichtorganisationen ~ von  den  Verwaltungsgeblhren  der  verwendeten
Funkfrequenzen umstritten: Wahrend der Nationalrat auch private Organisationen von
den GebUhren befreien wollte, soll dies geméass neuem Vorschlag des Standerates nur
fir Schutz- und Rettungsdienste, die ausschliesslich im 6ffentlichen Interesse téatig
sind, gelten. Fest hielt der Sténderat an der von ihm eingebrachten Meldepflicht bei
verbotenen pornografischen Inhalten: Provider sollen nicht nur Verbotenes sperren,
sondern Verdachtsféalle dem Fedpol melden mussen. Bundesratin Sommaruga, auf die
in dieser Debatte neben Kommissionssprecher Claude Janiak (sp, BL) die einzigen
Wortmeldungen entfielen, bat den Rat, diese Regelung noch einmal zu Uberdenken.
Eine Meldepflicht fur zuféllig entdeckte Verdachtsfélle sei etwas widersprlchlich.
Zudem sei es in der Praxis ausserst schwierig auszumachen, ob ein hinreichender
Verdacht fur eine Meldung vorliege. Die Provider kdnnten zur eigenen Absicherung eine
Flut von Meldungen auslésen, mit der nichts gewonnen ware, beflrchtete die
Bundesratin. Die kleine Kammer blieb mit 32 zu 9 Stimmen (1 Enthaltung) bei ihrer
ursprunglichen Absicht. ¢

Die Debatte um die strategische Ausrichtung der Post misse weiter gefasst werden, als
nur bis zur Umgestaltung von Poststellen in Agenturen. Mit einem schon im Juni 2017
eingereichten Postulat wollte Nationalrat Béglé (cvp, VD) den Bundesrat beauftragen,
gemeinsam mit der Post deren strategische Ausrichtung zu prifen, wobei es um die
Digitalisierung  der  Dienstleistungen, neue  Geschéaftsfelder,  strategische
Partnerschaften, Joint Ventures und Ubernahmen gehen solle, damit die Post auch
langfristig erfolgreich existieren kénne.

Der Bundesrat verwies in seiner Antwort vom August 2017 auf bereits eingeleitete
Massnahmen und eingegangene Joint Ventures, sowie laufende Versuche in neuen
Geschéftsfeldern (beispielsweise E-Voting) und befand, es gebe keinen weiteren
Handlungsbedarf.

Als das Postulat im Juni 2019 im Nationalrat behandelt wurde, hielt Bundesréatin
Sommaruga fest, der Bundesrat und die Post seien sich der Herausforderungen
bewusst und arbeiteten in diesem Sinne, weshalb es das Postulat nicht brauche. Mit 82
zu 105 Stimmen (4 Enthaltungen) wurde das Postulat in der grossen Kammer abgelehnt.’

Es gelte, die Steuerung der Digitalisierung weiterzuentwickeln, befand Nationalrat
Béglé (cvp, VD) 2017. Mit einer Motion wollte er den Bundesrat beauftragen, eine agile,
reaktionsfahigere Steuerung der Digitalisierung zu schaffen, damit die Schweiz bei der
Digitalisierung der Gesellschaft den Anschluss an die Weltspitze nicht verpasst. Die
Bundesverwaltung solle nicht in ein Start-up umgewandelt werden, befand der
Motionar, «aber man sollte sich von Praktiken inspirieren lassen, die die Agilitat
erhéhen und die Zirkulation der Ideen beschleunigen».

Im Juni 2019 behandelte der Nationalrat die Motion und Bundesratin Sommaruga bat im
Plenum darum, die Motion abzulehnen - «weil wir eben schon sehr agil und schon
ziemlich smart sind», wie sie befand. Der Nationalrat folgte diesem Antrag und lehnte
die Motion mit 65 zu 122 Stimmen (4 Enthaltungen) ab. ®

Den Anstoss fir eine rechtliche Grundlage fiir einen Digitalisierungsfonds geben wollte
Stéanderatin Géraldine Savary (sp, VD) mit einer Motion. Mit den Einnahmen aus der
Versteigerung der 5G-Mobilfunkfrequenzen solle ein Fonds gedufnet werden, aus
welchem Mittel fur die Digitalisierung der audiovisuellen Produktion des Schweizer
Kulturschaffens bereitgestellt werden sollten.

Im September 2019 kam das Anliegen in den Standerat. Bundesratin Sommaruga teilte
zwar die Ansicht der Motionérin, dass die Digitalisierung in fast allen Bereichen grosse
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MOTION
DATUM: 19.09.2019
NIKLAUS BIERI

POSTULAT
DATUM: 05.12.2019
NIKLAUS BIERI

Umwaélzungen mit sich bringe, doch sie widersprach ihr bezlglich der Notwendigkeit
eines speziellen Fonds. Der Bundesrat sehe die Herausforderung bei der Bewaltigung
der Digitalisierung eher in der Koordination als bei der Finanzierung. Die Bundesratin
verwies auf die 2018 aktualisierte Strategie Digitale Schweiz und auf den Schwerpunkt
Digitalisierung des Filmerbes in der aktuellen Kulturbotschaft und hielt fest: «Es lauft
also sehr viel». Die Finanzierung eines Digitalisierungsfonds sei im Weiteren mit den
Einnahmen der 5G-Frequenzen nicht maoglich, weil die Erlése der Auktion als
ausserordentliche Einnahmen verbucht wirden und deshalb fir die Finanzierung von
ordentlichen Ausgaben nicht zur Verfugung stinden. Trotzdem stimmte der Sténderat
mit 19 zu 13 Stimmen (0 Enthaltungen) fir die Annahme der Motion. Der Nationalrat wird
sich also auch noch zur Schaffung eines Digitalisierungsfonds dussern kénnen. °

Mit einer Motion wollte Nationalrat Béglé (cvp, VD) den Bundesrat mit der Ausarbeitung
guter Rahmenbedingungen fiir die Schaffung eines Kommunikations-Okosystems, das
dem Internet der Dinge zum Durchbruch verhelfen soll, beauftragen. Das Internet der
Dinge (loT) entwickle sich sehr rasch und sei auf ein zuverlédssiges, sicheres und
ausreichend leistungsstarkes Kommunikationsnetzwerk angewiesen, das auch
international angebunden sei.

Der Bundesrat verwies in seiner Stellungnahme auf das vorhandene, sehr zuverléassige
Kommunikationsnetz und die hohe Abdeckung, welche das Netz erreiche. Die
Einfihrung von 5G werde die weitere Kapazitatssteigerung sicherstellen. Die Schweiz
nehme in diesbezlglichen Rankings der OECD jeweils Spitzenplatze ein, sei also vorne
mit dabei und «das ist gut so», begriindete Bundesratin Sommaruga ihren Antrag auf
Ablehnung der Motion im Nationalratssaal, als die Motion im September 2019
traktandiert war.

Ohne weitere Wortmeldungen folgte der Rat der Kommunikationsministerin und lehnte
die Motion Béglé mit 116 zu 58 Stimmen (bei 10 Enthaltungen) ab. ™

Mit einem Postulat griff Stdnderatin Brigitte Haberli-Koller (cvp, TG) im September 2019
die Frage nach einem nachhaltigen Mobilfunknetz auf. Ein solches musse einerseits
einen optimalen Strahlenschutz gewéhrleisten, andererseits musse die Einfuhrung von
5G und nachfolgender Technologien «innert vernunftiger Zeitrdume>» sichergestellt
sein. Weiter fragte die Postulantin nach den Vor- und Nachteilen eines einheitlichen
Mobilfunknetzes gegenliber der heutigen Situation mit drei Anbietern sowie nach der
Forderung der Datenlbertragung lber das Glasfasernetz. Ahnliche Fragen hatte die
Postulantin bereits in einer Interpellation (Ip. 19.3169) gestellt, war aber mit den
Antworten des Bundesrates nicht zufrieden. Weil auch in der Gesellschaft nach wie vor
kontrovers Uber die Einfuhrung von 5G diskutiert werde, seien diese Fragen sehr
wichtig.

Der Bundesrat nahm im November 2019 Stellung zum Postulat und verwies dabei auf
den Bericht Uber «zukunftstaugliche Mobilfunknetze» von 2015 und auf die
abgeschlossene Revision des Fernmeldegesetzes, in welcher ein Antrag zur
Priorisierung der kabelbasierten Versorgung abgelehnt worden war. Weiter wurde auf
die laufenden Arbeiten der von der damaligen Bundesratin Leuthard eingesetzten
Arbeitsgruppe «Mobilfunk und Strahlung» hingewiesen. Ein weiterer Bericht sei nicht
notig, weshalb der Bundesrat die Ablehnung des Postulats beantragte.

Im Dezember 2019 behandelte der Sténderat das Geschaft und die Postulantin
bedankte sich bei der anwesenden Bundesratin Sommaruga zuerst flr den Bericht der
Arbeitsgruppe Mobilfunk und Strahlung, der die Fakten zum Mobilfunk umfassend
aufzeige. Darlber hinaus fehle aber die Diskussion tUber mogliche Konzepte fur die
Zukunft des Mobilfunknetzes. Die von ihrem Postulat aufgeworfenen Fragen wirden
sich im Anschluss an den vorhandenen Bericht kléaren lassen, gingen aber deutlich Uber
diesen hinaus. Diese Sicht vertrat eine Mehrheit im Saal: Der Sténderat nahm das
Postulat mit 25 zu 16 Stimmen (keine Enthaltungen) an. "
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